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MR DR. FRANZ PUTZ
LEITER BÜRGERSERVICE
GZ ● BKA-330.080/0290-VII/4/2008 
E-MAIL ● BUERGERSERVICE@BKA.GV.AT

	Herrn 

Christian MOSER
Per E-Mail: christian.moser@soned.at
	

	
	


Wien, am 2. Juli 2008

Sehr geehrter Herr MOSER!

Der Herr Bundeskanzler dankt für Ihr Schreiben vom 17. Juni 2008 und hat sein Bürgerservice mit der weiteren Erledigung beauftragt.

Sehr geehrter Herr Moser, für Bundeskanzler Alfred Gusenbauer ist unbestritten, dass das negative Votum der irischen Bevölkerung zum Reformvertrag einen Rückschlag für die Europäische Union darstellt. Bei aller Enttäuschung darf aber auch die Chance nicht außer Acht gelassen werden, die sich jetzt bietet. Es gilt nun, jede erdenkliche Anstrengung zu unternehmen, das Projekt eines gemeinsamen Europas attraktiver zu machen. Die Unzufriedenheit vieler mit der europäischen Politik muss aber auch zu einer anderen Politik führen - einer Politik, die sich verstärkt mit den wichtigsten Problemen der Menschen auseinandersetzt. 

Der Herr Bundeskanzler betonte überdies, dass eine Fortführung des Ratifikationsprozesses die Entscheidung der jeweiligen Mitgliedsstaaten bleibt. Österreich hat den Vertrag von Lissabon bereits ratifiziert und wird auch in Zukunft zu diesem stehen. Durch das irische „Nein“ sind jedoch Fakten geschaffen worden und weder der Republik Irland noch den acht anderen EU-Staaten, die den Vertrag noch nicht ratifiziert haben, können in diesem Zusammenhang Vorschriften gemacht werden. Vielmehr sollen das Ergebnis des irischen Referendums und die Möglichkeiten einer weiteren Vorgangsweise zunächst gemeinsam auf europäischer Ebene intensiv beraten werden.
Die Tatsache, dass gerade ein Land wie Irland, dessen wirtschaftliche Entwicklung mit Unterstützung der EU sehr positiv verlaufen ist und großen Teilen seiner Bevölkerung aus der Armut herausgeholfen hat, gegen den Vertrag stimmt, lässt auf tiefere Ursachen schließen. Eines der Hauptanliegen des Reformvertrags besteht gerade darin, mehr Demokratie und Transparenz auf europäischer Ebene zu gewährleisten. Das Referendum zeigt jedoch, dass es bisher nicht in einem ausreichenden Maße gelungen ist, einen transparenten Dialog mit der Bevölkerung – für die unsere Union geschaffen wurde – herzustellen.

Die Chance liegt nun darin, dies zu ändern und auf allen Ebenen für mehr Information zu sorgen, damit alle Europäerinnen und Europäer gehört werden.  

Die Politik muss sich der Diskussion um das Projekt eines gemeinsamen Europas stellen und in diesem Sinne tritt der Herr Bundeskanzler dafür ein, künftige Änderungen des EU-Vertrages einer Volksabstimmung zu unterziehen. Die politischen Entscheidungsträger können und dürfen sich nicht damit abfinden, dass laut jüngsten Umfragen nur mehr über 20 Prozent der Bevölkerung von der EU überzeugt sind. Der Vertrag von Lissabon ist – wie bereits ausgeführt – ratifiziert. Sollten jedoch nach dem Abstimmungs-Nein der Iren massive Veränderungen im Vertrag vorgenommen werden, ist nach Ansicht von Bundeskanzler Alfred Gusenbauer auch dieser Vertrag einer Volksabstimmung zu unterziehen.

Es besteht kein Zweifel, sehr geehrter Herr Moser, dass die Meinung der irischen Bevölkerung akzeptiert werden muss und die Bundesregierung spricht sich gegen Versuche aus, die bestehenden Probleme der irischen Regierung zuzuschieben und Druck auf sie auszuüben. Es handelt sich hierbei, wie Außenministerin Ursula Plassnik hervorhob, um ein Problem, das nur zu siebenundzwanzigst gelöst werden kann. Das oberste Ziel ist es, die 27 Mitgliedstaaten zusammenzuhalten. In diesem Sinne ist einerseits mit der irischen Regierung zu klären, was die Ursachen hinter der Ablehnung des Reformvertrages sind. Andererseits müssen jene Mitgliedstaaten, die wie Österreich den Ratifizierungsprozess bereits abgeschlossen und den Reformvertrag von Lissabon angenommen haben, in der aktuellen Debatte über die Zukunft der Europäischen Union mit Sicherheit berücksichtigt werden.
In einer Stellungnahme zum Referendum in Irland bekannte auch Kommissions-Präsident José Manuel Barroso, dass sich die Europäische Kommission ein positives Ergebnis erhofft hat, aber den Ausgang natürlich respektiert. Nach einem Gespräch mit dem irischen Premierminister Brian Cowen stellte er außerdem fest, dass Irland weiterhin aktiv an einer starken Europäischen Union mitarbeiten wolle und das Ergebnis nicht als generelles Votum gegen die EU gesehen werden sollte. Tatsächlich hatten sowohl Befürworter wie Gegner des Reformvertrages in ihren Kampagnen vor der Abstimmung die Vorteile der irischen Mitgliedschaft betont.

Die neue Situation war insbesondere Thema beim Europäischen Rat am 19. und 20. Juni dieses Jahres, in dessen Rahmen die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsländer der Europäischen Union zusammentrafen. Es geht nun nicht zuletzt auch um Ideen, wie die Sorgen der „Nein“-Wählerinnen und -Wähler bestmöglich berücksichtigt werden können. Der Schlüssel zu Lösungen liegt dabei grundsätzlich in der Zusammenarbeit. Die Union steht - gemeinsam mit Irland - vor einer Herausforderung, für die gemeinsame Lösungskonzepte erarbeitet werden müssen. 

Gerne möchten wir Sie auch dazu einladen, weiterhin die vielfältigen Informationsmöglichkeiten zu nützen. Sowohl die Europäische Kommission als auch das Europäische Parlament haben Vertretungsbüros in Österreich und informieren gerne über ihre Arbeit. Unter der kostenfreien Nummer von „Europe Direct“ können Sie europaweit in Ihrer Muttersprache Anfragen aller Art direkt an die EU richten. 
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Arbeit, sehr geehrter Herr Moser, ist eine wichtige Voraussetzung für ein selbstbestimmtes, eigenverantwortlich geführtes Leben. Es ist daher das zentrale Ziel der Bundesregierung, bis zum Jahr 2010 die Arbeitslosigkeit in Österreich auf unter 4 Prozent zu senken. 
So wird insbesondere im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik die Arbeitsmarktservice (AMS)-Politik „Arbeitslose aktivieren, fördern und qualifizieren statt verwalten“ fortgeführt. Die Arbeitsvermittlung und die Betreuung werden verbessert und modernisiert, unter anderem durch den verstärkten Einsatz des Prinzips der Einzelfall-Betreuung und eine enge Verknüpfung von privater und staatlicher Arbeitsvermittlung.

Sehr geehrter Herr Moser, Sie sprechen in Ihrem Schreiben eine Reihe von Aspekten im Zusammenhang mit der Arbeitsmarktpolitik an. Ihre Gedanken, die einen Zusammenhang zwischen Arbeitsmarktpolitik und psychischen Krankheiten herstellen, möchten wir in aller Deutlichkeit zurückweisen. Vielmehr möchten wir betonen, dass das bestmögliche Einbinden aller gesellschaftlichen Gruppen in den Arbeitsmarkt ein vorrangiges Anliegen sein muss. 

Unser Sozialmodell steht vor vielen Herausforderungen – unter anderem die Verlängerung der Lebenserwartung und das Sinken der Kinderzahl, der Zuwachs bei den so genannten "prekären" Beschäftigungsverhältnissen, der stärker gewordene Wettbewerbsdruck auf allen Märkten sowie die verstärkte Integration Österreichs in die Weltwirtschaft. Eine besondere Herausforderung ist die Armut. 

In einem reichen Land wie Österreich stellt die wesentliche Reduktion von Armut eine vorrangige und lösbare Aufgabe dar. Zielsetzung ist daher eine weitere Verstärkung der Armutsbekämpfung zur Senkung der Zahl der Armutsgefährdeten und akut Armen. Das Instrument dafür soll die Einführung einer bedarfsorientierten Mindestsicherung sein. Die Höhe der Mindestsicherung beträgt im Jahr 2008 € 747,-  brutto (14 Mal). 

Die Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung erfolgt in mehreren Schritten. Den ersten Schritt bildete die Erhöhung des Ausgleichszulagenrichtsatzes, der als Bezugsgröße der Armutsgefährdungsgrenze in Österreich gilt, auf 726,- € im Jahr 2007. Nach intensiven Verhandlungen mit dem Koalitionspartner wurde dieser Wert für das Jahr 2008 außerordentlich auf 747,- € erhöht. 

In der Folge soll eine Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern für eine soziale Mindestsicherung zur Vereinheitlichung und Pauschalierung der Sozialhilfe der Länder auf die Höhe des Ausgleichszulagenrichtsatzes führen. Mit der Umsetzung der bedarfsorientierten Mindestsicherung in den Bundesländern wird gleichzeitig der Ausbau mindestsichernder Elemente im Arbeitslosen-versicherungsrecht erfolgen. Diese Harmonisierung soll voraussichtlich mit 1. Juli 2009 in Kraft treten, ein entsprechender Vorhabensbericht passierte am 12. März 2008 den Ministerrat. 

Voraussetzung für die Zuerkennung der Leistung ist bei allen arbeitsfähigen Bezieherinnen und Bezieher mindestsichernder Leistungen die Arbeitswilligkeit und wir ersuchen Sie, auch dies bei Ihrer Argumentation zu berücksichtigen. In diesem Zusammenhang wurden auch die Zumutbarkeitsbestimmungen im Arbeitslosenversicherungsrecht gerechter und praxisnäher gestaltet. Langzeitarbeitslose werden in gemeinnützige Arbeitsprojekte eingebunden und zur Weiterbildung verpflichtet. Damit soll sichergestellt werden, dass es sich bei der bedarfsorientierten Mindestsicherung um kein arbeitsloses Grundeinkommen handelt.

Begleitet wird die bedarfsorientierte Mindestsicherung durch einen Mindestlohn in der Höhe von 1.000,- €. Damit konnte gemeinsam mit den Sozialpartnern ein weiterer Eckpfeiler des Koalitionsabkommens zur Armutsbekämpfung und für mehr Einkommensgerechtigkeit in Angriff genommen werden. Die Präsidenten von ÖGB und Wirtschaftskammer, Rudolf Hundstorfer und Christoph Leitl, haben im Juli des letzten Jahres die Umsetzung des Mindestlohns über das Instrument Brachenkollektivvertrag vereinbart. Diese Maßnahme soll ein weiterer Schritt sein, um die niedrigen Einkommen zu stärken.
Sollten Sie, sehr geehrter Herr Moser, noch weitere Fragen zu diesen Themen haben, können Sie sich auch gerne an das Servicetelefon des Bundeskanzlers wenden:
Servicetelefon des Bundeskanzlers
0800 – 222 666 (gebührenfrei)

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Servicetelefons stehen Ihnen von Montag bis Freitag (8 bis 18 Uhr) für ein persönliches Gespräch gerne zur Verfügung.
Wir hoffen, sehr geehrter Herr Moser, dass wir Ihnen mit diesen Informationen dienen konnten und verbleiben

mit freundlichen Grüßen

i.V. PUTZ

Elektronisch gefertigt

